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36. Verordnung: 21. Änderung der Arzneitaxe
3 7 . Kundmachung: Ausdehnung des Geltungsbereiches des Protokolls über die Schiedsklauseln
38. Kundmachung: Ausdehnung des Geltungsbereiches des Abkommens zur Vollstreckung aus-

ländischer Schiedssprüche
39. Kundmachung: Ausdehnung des Geltungsbereiches des Übereinkommens, betreffend die Sklaverei,

und des Abänderungsprotokolls hiezu
4 0 . Kundmachung: Ausdehnung des Geltungsbereiches des Zusatzübereinkommens über die

Abschaffung der Sklaverei, des Sklavenhandels und sklavereiähnlicher Einrichtungen
und Praktiken

3 6 . Verordnung des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung vom 17. Jänner 1967,
womit die Österreichische Arzneitaxe 1962
neuerlich abgeändert wird (21. Änderung

der Arzneitaxe)
Auf Grund des § 7 des Gesetzes vom 18. De-

zember 1906, RGBl. Nr. 5/1907, betreffend die
Regelung des Apothekenwesens wird verordnet:

Artikel I
Die Österreichische Arzneitaxe 1962, BGBl.

Nr. 128, in der Fassung der Verordnung BGBl.
Nr. 212/1966, wird abgeändert wie folgt:

In der Anlage B werden die Preisansätze der
nachstehend angeführten Arzneimittel wie folgt
festgesetzt:

2 25



426 11. Stück — Ausgegeben am 27. Jänner 1967 — Nr. 37 bis 40

Artikel II

Die Verordnung tritt mit 1. Jänner 1967 in
Kraft.

Rehor

3 7 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 14. Jänner 1967, betreffend die Aus-
dehnung des Geltungsbereiches des Protokolls

über die Schiedsklauseln
Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Ver-

einten Nationen ist das Protokoll über die
Schiedsklauseln vom 24. September 1923 (BGBl.
Nr. 57/1928, letzte Kundmachung betreffend den
Geltungsbereich BGBl. Nr. 118/1959) zufolge
einer Erklärung des Vereinigten Königreiches von
Großbritannien und Nordirland gemäß seinem
Artikel 8 Absatz 2 mit Wirksamkeit vom 2. April
1965 für Hongkong anwendbar.

Ferner hat Malta am 16. August 1966 erklärt,
sich an dieses Protokoll gebunden zu erachten,
dessen Anwendung bereits vor Erlangung der
Unabhängigkeit auf das Gebiet dieses Staates aus-
gedehnt worden war.

Klaus

3 8 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 14. Jänner 1967, betreffend die Aus-
dehnung des Geltungsbereiches des Abkom-
mens zur Vollstreckung ausländischer Schieds-

sprüche
Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Ver-

einten Nationen hat das Vereinigte Königreich
von Großbritannien und Nordirland erklärt, daß
das Abkommen zur Vollstreckung ausländischer
Schiedssprüche vom 26. September 1927 (BGBl.
Nr. 343/1930, letzte Kundmachung betreffend
den Geltungsbereich BGBl. Nr. 119/1959) für
Hongkong anwendbar ist. Das Abkommen ist
somit gemäß seinem Artikel 10 am 10. Mai 1965
für Hongkong in Kraft getreten.

Ferner hat Malta am 16. August 1966 erklärt,
sich an dieses Abkommen gebunden zu erachten,
dessen Anwendung bereits vor Erlangung der
Unabhängigkeit auf das Gebiet dieses Staates aus-
gedehnt worden war.

Klaus

39. Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 14. Jänner 1967 über die Ausdehnung
des Geltungsbereiches des am 25. September
1926 in Genf abgeschlossenen Übereinkom-
mens, betreffend die Sklaverei, und des Ab-
änderungsprotokolls hiezu vom 7. Dezember

1953
Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der

Vereinten Nationen sind folgende weitere Staaten
dem Übereinkommen, betreffend die Sklaverei,
vom 25. September 1926 in der Fassung des Ab-
änderungsprotokolls vom 7. Dezember 1953
(BGBl. Nr. 183/1956, letzte Kundmachung be-
treffend den Geltungsbereich BGBl. Nr. 65/1964)
beigetreten: Brasilien, Malawi, Tunesien, Uganda.

Jamaika, Malta sowie Trinidad und Tobago
haben die Erklärung abgegeben, sich an das Über-
einkommen, betreffend die Sklaverei, vom
25. September 1926 in der Fassung des Abände-
rungsprotokolls vom 7. Dezember 1953 gebunden
zu erachten, dessen Anwendung bereits vor der
Erlangung der Unabhängigkeit auf ihr Gebiet
ausgedehnt worden war.

Schließlich hat Niger, das zu dem Überein-
kommen, betreffend die Sklaverei, vom 25. Sep-
tember 1926 bereits eine Kontinuitätserklärung
abgegeben hatte (BGBl. Nr. 150/1962), das Ab-
änderungsprotokoll vom 7. Dezember 1953 an-
genommen.

Klaus

4 0 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 14. Jänner 1967, betreffend die Aus-
dehnung des Geltungsbereiches des am 7. Sep-
tember 1956 in Genf abgeschlossenen Zusatz-
übereinkommens über die Abschaffung der
Sklaverei, des Sklavenhandels und sklaverei-

ähnlicher Einrichtungen und Praktiken
Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der

Vereinten Nationen haben folgende weitere Staa-
ten das Zusatzübereinkommen über die Abschaf-
fung der Sklaverei, des Sklavenhandels und skla-
vereiähnlicher Einrichtungen und Praktiken,
BGBl. Nr. 66/1964, ratifiziert beziehungsweise
sind diesem beigetreten: Afghanistan, Argen-
tinien, Brasilien, Frankreich, Island, Malawi,
Philippinen, Schweiz, Tunesien, Türkei, Uganda.

Die französische Ratifikationsurkunde enthält
die Erklärung, daß dieses Zusatzübereinkommen
auf alle Territorien der Republik (ihre europäi-
schen Gebiete sowie die Überseedepartements und
-gebiete) Anwendung findet.

Jamaika, Malta sowie Trinidad und Tobago
haben die Erklärung abgegeben, sich an dieses
Zusatzübereinkommen gebunden zu erachten,
dessen Anwendung bereits vor der Erlangung
der Unabhängigkeit auf ihr Gebiet ausgedehnt
worden war.

Klaus


